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1V. Rochmals ,,Krieqstiirder und die Zulässigteit der Abtreibuug

in Notznthtsfälleii««.

Von Oberlandeågerichtsrat D- Feisenberger in Telle,

zurzeit bei dcc Neicheqmasuschafh

Zwar bin ich der Ansicht, daß die Frage der Zulässigkeit der Ab-

treibung in Notzuchtöfiillen, soioeit Kriegskinder in Betracht kommen,

praktisch von so’geringer zahlenrnäßiger Bedeutung sein dürfte, daß,

ihrethaiben eine weitere Aufwendung an Papier und Tinte nicht lohnen

würde. Mir ist nicht bekannt, ob solche »Kriegskinder« wirklich einp-

fangen sind oder ob nur die theoretische Möglichkeit ihrer Enipfiingnis

den Ausgangspunkt der verschiedenen Auslassungen bildet, Die Frage

hat aber eine tiber diese Art oon Kriegskindern hinausgehende Be-

deutung silr alle durch Notzucht empfangenen Kinder. Wenngleich

auch deren Zahl oermutlich eine außerordentlich geringe ist, so dürfen

doch die Ausführungen von Bacharach in ZStW. 37 S. 459 ss. nicht

unwidersprochen bleiben. Sie könnten nicht nur den Anhängern der

Notabtreibung als Unterstützung gelten und nndegriindeie Hoffnungen

auf die schon bei der heutigen Rechtslage vorhandene Straflosigkeits

der Notabtreibung in ihnen erwecken. Sie könnten auch berufsmäßigen

Abtreibern den Anlaß zu der —- ljoenn auch für die Bestrafung uners-

heblichen, so doch sllr das Strafmaß gegebenenfalls zu berücksichtigenden

- Ausrede geben, geglaubt zu haben, ihre Kundinnen seien durch Not-

zucht schwanger geworden und die Abtreibung sei diesensallä nicht

strafbur. Solchen möglichen Erfolgen der Darlegungen Bacharacliä

muß rechtzeitig oorgebeugt werden« «

Wie Bacharach so will auch ich das Für und Wider aller sittlichen-,

sozialen und bevölkewngspolitischen Gründe beiseite lassen und mich

auf die juristische Seite der Frage beschränken Beide Rechtsgründe,·v

aus welchen Bach ar ach die Zulässigteit der Abtreibung oon »NotzuchtZ-«

kindern«, wie man sie kurz nennen kann, rechtfertigen ioill, gehen fehl,

Zu l: Bacharach erkennt an, daß §218 StGB. aus dem geses-

geberischen Beweggrund der Verletzung und Gefährdung des bevölke-

rungspolitischen Interesses des Staates und seines Rechtes auf den

Nachwuchs beruht. Er folgert nun: Keine Frau ist nach dein den Be-«

stimniungen des StGB. über den Schutz der Geschlechtöfreiheit und-

isehte gegen nnberechtigte Angrisfe zu entnehmenden Grundsatze ver-

pflichtet, sich gegen ihren Willen-) schwängern zu lassen. Mithin erstreckt

sich das beoiilkerungspolitische Jnteresse des Staates nur auf die durch

sreiioillige Hingabe hervorgerufene Leibesfrucht — Mir scheint hier

ein juristischer und ein logischer Fehlschluß ovrzuliegen Ein juristischen

l) B. fügt hier ein »von einem Dritten«. Was er damit meint, ist

.1-icht ohne weiteres nur« Selbst schwur-gern kam- sich doch vie Frau nicht

Sollte er den »Dritten« ini Gegensas zum Ehemann gemeint haben?
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weil für die Strafbarkeit nach einem bestimmten Strafgesetz nicht aus-

schlaggebend ist« ob die Handlung gesetzgeberischen Erwägungen ent-

"oder widerspricht, sondern nur, ob sie den gesetzlichen Tatbestand er-

füllt. Ein logischen weil fiir bebölkerungöpolitische Interessen im Sinne

eines Staatsrechtö auf den Nachwuchs sreiwillige oder unfreiwillige

Empfängnis von unterschiedsloser Bedeutung sind-) "

Zu 2: Bacharach meint: Notzucht und Nötigung stehen in

"Jdealkonlxirrenz, wenn erstere zur Bei-Achtung geführt hat; neben

der Vergewaltigung liegt ein der Frau durch Gewalt aufgedrungenes

Etdulden der Schwangerschaft vor. —- Diese Meinung ist unrichtig.

o) Notzucht und Nittigung können nicht in Jdealkonbtrrenz stehen«

Der Tatbestandder Notzncht enthält ausdrttcklich den der Nötigung.

Der Tatbestand der Nötigung wird non dem der Notzucht aufgezehrt

Der typische Fall der sog. Gesekeslonkurrenz liegt vors-)

b) Nicht daå Erdulden der Schwangerschaft wird durch die in der

Notzucht liegende Nötigung erzwungen und kann durch sie erzwungen

werden, sondern nur das Erdulden des Beischlafg. Zum Dulden der

Schwangerschaft kann nicht genötigt werden, ehe sie vorhanden ist-

Das ist sowohl natürlich als logisch Und deshalb auch juristisch unmöglich-

Die Herbeifühtung der Schwangerschast kann vielleicht der Zweck

des erzwungenen außerehelichen Beischlasß sein, wiewohl daY tatsächlich

kaum je der Fall sein wird. Ebensowenig aber, wie sich die Empfängniå

durch den Beischlas erzwingen läßt, ist das Dulden der Schwangetfchaft

durch den Beischlaf erzwingdan Eine Nötigung zur Schwangerschast —

Strafbarkeit tat-hingestellt - ist nur so denkbar, daß eine Schwangere

durch Gewalt oder Bedrohung mit einein Verbrechen oder Vergehen

an der von ihr get-sollten Beseitigung der Schwangerschaft gehindert

wird.

c) Folgt man aber einmal der unrichtigen Ansicht BE und läßt

sdie Schwangerschaft als strafrechtlichen Erfolg einer» mit der Natzucht

einheitlich zusammentreffenden Mtigung gelten, so muß man doch

die Zulassung der Abtreibung als Notwehrhandlung ablehnen. Denn als

einen gegenwärtigen rechtswidrige-e Angriff des Notzüchters auf die

Schwangere wird man den Zustand der Schwangerschaft ebensowenig

ansehen können, wie man den Zustand des durch gewaltsame Wegnahme

entstandenen Vermögenåschadene als einen gegenwärtigen techtswidrigen

Angrisf des Räubers oder die zerschlagene Scheibe als einen solchen An-

grisf des Sachdeschädigers bezeichnen wird und kann. Bacharach

ist hier eine Verwechslung non Dauerdelikt und Zustandsderbrechen

unter-laufen- Die Nötigung ist nie und nimmer ein Dauerdelikt Nicht

der verbrecherische Tatbestand — das Nötigen durch Gewalt zu einer

Duldung (hier: des Beischlafs) — wird dauernd verwirklicht, sondern

der durch die Verwirklichung der abgeschlossenen Handlung geschaffene

c) Wie mischte es nach D. um das Staatsinteresse gegenüber der durch
den vom Ehe-wann erzwunacncn Beifchlaf verursachten Empiängnis stehen«-)

I) Vgl Olshaasen §240 Anm. let-.
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Zustand — hier: die Schwangerschast — dauert an.«) Beim Zustaan

ver-brechen kommt aber strafrechtlich der durch die Handlung geschaffene

Zustand bekanntlich nicht weiter in Betracht. Notmehr ist aber nur

gegen eine noch fortdauernde Handlung —- einen gegenwärtigen Ans-

grisf —» nicht gegen eine abgeschlossene Handlung — einen beendigten

Angrisf — möglich.

Ferner aber darf dieVerteidigung bei der Notwehr Rechte Dritter

oder der Allgemeinheit nicht berletzen.5) Die Annahme der Notwehr

ist daher auch von der Richtigkeit des-« zu 1 bekämpften Grundes Bis

abhängig Unzutressend ist es daher auch bnn BE eigenem Standpunkt

aus, wenn er seine beiden Gründe als gleichwertig und unabhängig

voneinander hinstellt.s)

d) VII ganze Ausführung scheitert aber auch schon an dem völlig

mißverstandenen Begriff »Duldung" i. S. des 5240 StGB. Duldung

bedeutet hier nichts anderes, als eine Unterlassung, welche dem freien

Willen oder dem Interesse des Genittigten toiderspricht.7) Der Zu-

stand der Schwangerschaft kann aber schlechterdings nicht als eine

Unterlassung — eine unterbliebene Handlung — der Geschwängerten

angesehen werden. Das ist sprachlich, logisch und rechtlich nnmöglich

«) Das gewöhnliche Schulbeispiel deö Zustandsverbrechenö ist §224 BGB

·) außer im Falle des"NuisturI-des. No and liegt aber nicht, wie Bit-
tinger DStrZ- 1815 th440 zu meinen scheint, bei der Notzuchtöschwangeis
schaft regelmäßig vor, sondern nur unter den gleichen Voraussetzungen, unter
welchen auch bei sonstiger Schwangerschast die künstliche Entfernung der Frucht

gestattet ist.

s) Die Berufung BE aus van Caller geht schon deshalb fehl, weil
sich ja — wie gezeigt — die Handlung der Geschwiingerten gar ni t mehr
gegen den »Angreifer« richtet. Abgesehen »aber auch hiervon, steht die teinnng
van Calkerä und der übrigen non B. für eine Ansicht angeführten Schrift-
steller, zu denen übrigens noch neuerdings chtoarz, Komm, z, StGB. § 53
S.1'71, getreten ist, mit der errschen en Meinung in Widerspruch. Vgl.

Olslzausen zu § M Anm.12; erler, Vgl. Darst. Allg. T. Bd. 2 S. 291f. —
Das m gis-m ganz befandeer Jene Wange-se ncreii des RG. E. 21 S. ma-
dars nicht berallgetneinert werden, Das RG. geht übrigens in dieser Ent-
scheidung, tote v. Liszt, Lehrb. § 33 Anm. S mit Recht hervorhebt, aus die
grundsätzliche Frage gar nicht ein-s

7) Vgl. Dlshausen 5240 Ell-Mk l; 5176 Arm-« S.
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« V. Bekanntmathmkg über die Änderung des Gesetzes, betr. Drehst-

preise, nnd der Verordnung gegen jkbermäßige Preissteigemng

vom 23. März 1916 (NGBI« S. 183)."

Der Bundesrat hat auf Grund des §3 des.Gesetzes.ül:-er die Er-
mächtigng des Bundeer zu wirtschaftlichen Maßnahmen usw« xvorn
4. August 1914 tReichssGesetzbL S. 527s folgende B er o r dn u n g
erlassen:

A r t i r el I.

§s des Gesetzg, betreffend Höchstpkeise, vom 4. August 191 Ha
der Fassung vom 17. Dezember 1914, ergänzt durch §s der Verord-
nung vom 23. September «1915 (Reichs-Gefetzbl. 1914 S. Ess, 516;

1915 S. 603s erhält folgende Fessung:

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und-mit Geldstrafe bis zu zehn-
tausend Mark oder mit einer dieser Strafe-n wird bestraft:

L swer die nach § 1 festgesetzten Höchftpreise überschreitet;

Z. wer einen anderen zum Abschluß eines Vertragö aussordert,
durch den die Höchstpreise überschritten werden« oder sich zu einem
solchen Vertrag erbietet;

Z. wer einen Gegenstand, der von einer Aufforderung (§§·2, Z)

betrofer ist, beiseite schafft, beschädigt »der zerstört; ·

4« wer der Aufforderung der zuständigen Behörde zum Verloufe
oon Gegenständen, für die Höchstpreifesfestgesetzt sind (s§ 4), nicht nach-

vkommt;

. 5. wer Vorräte an Gegenständen, für die Höchstpreise festgesetzt

sind, dem zuständigen Beamten-gegenüber verheimlicht;

s. wer den nach § 5-erlasfenen Augfuhuxngsbestitnnmngen zuwider-
handelt

Bei vorsätzlichen Zuwiderhandlungen gegen Nr. 1 oder 2 ist die

Geldstrafe mindestens auf das Doppelte des Betrags zu bemessen, um

den der Höchstpreis überschritten worden ist oder in den Fällen der

Nr. 2 überschritten werden sollte; übersteigt der Mindestbetrag zehn-
tausend Mark, so ist auf ihn zu erkennen. Jrn Falle mildernder Um-

ständekcmn die Geldstrafe bis-auf die Hälfte des Mindestbetrags ers-

rnäßigt werden. « «

Bei Zuwiderhandlungen gegen Nr. 1 und 2 kann neben der Strafe

angeordnet werden, dass die Verurdeilung auf Kosten des Schuldigen

öffentlich bekanntzmnachen ist; auch kann neben Gesängnisstrafe auf

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden;

Artikel 11.

§§5 und 6 der Verordnung gegen übermäßige Preissteigerung

vom 28. Juli-W August 1915, ergänzt durch §"7 der Verordnung vom

23r September 1915 (ReichB-Gesetzbl. S. 467, 514, 603), erhalten fol-

gende Fassung:
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. § 5.

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis zu

zehntausend Mark oder rnit einer dieser Strafen wird bestraft:

1. wer ftlr Gegenstände des täglichen Bedarfs, insbesondere für

Nahrung-S- und Futtermittel aller Art, für rohe Naturerzeugnisse Heiz-

»und Leuchtstoffe sowie für Gegenstände des Kriegsbedorss Preise fordert,

'die unter Berücksichtigung der gesamten Verhältnisse, insbesondere der

Marktlage einen übermäßigen Gewinn enthalten, oder wer solche Preise

sich oder einem anderen gewähren oder versprechen läßt;

2. wer Gegenstande der unter Nr.1 bezeichneten Art, die von ihm

zur Veräußerung erzeugt oder erworben sind, zurückhalt, unt durch ihre

Veräußerung einen übermäßigen Gewinn zu erzielen;

Z. wer, um den Preis für Gegenstande der unter Nr 1 bezeichneten

Art zu steigern, Vorräte vernichtet, ihre Erzeugung oder den Handel

mit ihnen einfchränkt oder andere unlautere Machenschaften vornimmt;

4. wer an einer Verabredung oder Verbindung teilnimmt, die eine

Handlung der in Nr. 1 bis Z bezeichneten Art zum Zwecke hat;

ö. wer zu Handlungen der in Nr.1 bis 3 bezeichneten Art auf-

fordert, anreizt oder sich zu Handlungen solcher Art erbietet, soweit

nicht nach den bestehenden Gesetzen eine höhere Strafe derwirkt ist-

Bei oorfätzlichen Zuwiderhandlungen gegen Nr. 1 ist die Geldstrafe

mindestens auf das Doppelte des übermäßigen Gewinns zu bemessen,

der erzielt worden ist oder erzielt werden sollte; übersteigt der Mindest-

betrag zehntausend Mark, so ist auf ihn zu erkennen. Jrn Falle mil-

dernder Umstände kann die Geldstrafe bis auf die Hälfte des Mindest-

betrags ermitßigt werden.

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Vorräte erkannt werden,

auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne Unterschied, ob sie dem

Verurteilten gehören oder nicht Neben Gefängniåstrafe kann aus

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.

Neben der Strafe kann seiner angeordnet werden, daß die Ver-

urteilung aus Kosten des Schuldigen öffentlich bekanntzuniachen ist.

§ 6,

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft-

Die Vorschriften der K I bis 4 finden keine Anwendung, soweit Höchst-

preise bestehen-

Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außerkroftrcetens.

A r ti k el III.

Dies-e Verordnung tritt am 1. April 1916 in Kraft

B erlitt, den 23. März 1916L

Der Stellvertreter des Reichätmzlers: Delbrtick.


